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EURO 2012 für Polen und die Ukraine

Die gute Nachricht kam am 18. April: 

Die Fußball-Europameisterschaft 2012 

wird von Polen und der Ukraine aus-

gerichtet. Die Freude in beiden Län-

dern, nicht nur der Fußballfans, kannte 

an diesem Tag keine Grenzen. Der pol-

nische Ministerpräsident Jaroslaw Ka-

czynski sprach von „einem schönen Tag 

für den Sport in Polen“, und der ukraini-

sche Präsident Viktor Juschtschenko sah 

die Vergabe als „eine einmalige Chance, 

Europa die slawische Gastfreundschaft 

und Kultur zu präsentieren“. 

Von der Europameisterschaft erhof-

fen sich beide Länder für die kommen-

den fünf Jahre einen wirtschaftlichen 

Aufschwung. Die Errichtung von neuen 

modernen Fußballstadien, der Bau von 

lang ersehnten Autobahnen und der 

Besuch von Millionen Touristen aus 

ganz Europa werden in beiden Volks-

wirtschaften wesentlich zu einer positi-

ven Wirtschaftsentwicklung beitragen. 

Für beide Länder, die sich gerade in po-

litisch unsicheren Zeiten befinden, vor 

allem aber im Hinblick auf die europä-

ische Integration der Ukraine, konnte 

kein besseres Zeichen der Anbindung 

an Westeuropa gesetzt werden. EL

EDITORIAL EU ROPÄISCH E I NTEGRATION

Mit dem Beitritt Rumäniens und Bulgariens zur Europäischen Union (EU) zum 1. Januar 

2007 hat die EU-Osterweiterung einen vorläufigen Abschluss gefunden. Die Chancen, 

aber auch Schwierigkeiten des europäischen Integrationsprozesses gerade für die Länder 

in Ostmittel- und Osteuropa sind eng verbunden mit den jeweiligen historischen Kontex-

ten und den kulturellen Bedingungen. Diese Einsicht ist in der wissenschaftlichen und öf-

fentlichen Diskussion über die Erweiterung und Vertiefung der EU bisher kaum themati-

siert worden. Von Nils Goldschmidt und Joachim Zweynert

07 

I N DI ESER AUSGABE

Um die kulturelle und institutionelle Di-

mension des europäischen Integrations-

prozesses und dessen wirtschaftspoliti-

sche Relevanz eingehend zu untersuchen, 

haben das HWWI und die Universität Ham-

burg vor nunmehr vier Jahren ein von 

der VolkswagenStiftung gefördertes For-

schungsprojekt initiiert. Im Rahmen des 

Projekts diskutierten auf einer gemein-

sam mit dem Europa-Kolleg Hamburg und 

dem Walter Eucken Institut, Freiburg, 2006 

durchgeführten Tagung Wissenschaftler 

aus Deutschland, Litauen, Polen, Russland 

und Tschechien das Zusammenspiel von 

Kultur, Institutionen und Integration. Die 

Beiträge dieses Workshops sind nun un-

ter dem Titel „Die Interaktion der ökono-

mischen Kulturen und Institutionen im er-

weiterten Europa“ in der Reihe „Kulturelle 

Ökonomik“ (Lit Verlag) erschienen.

In unserem eigenen, einführenden Text 

zu den kulturellen Faktoren in wirtschaft-

lichen Transformationsprozessen bemü-

hen wir uns, den Kulturbegriff anthropo-

logisch zu fundieren. Unserer Ansicht nach 

sollte Kultur als das Resultat des fortlau-

fenden Zusammenwirkens von formellen 

und informellen Institutionen betrachtet 

werden. Im Hinblick auf die wirtschaftskul-

turelle Dimension der Transformationspro-

zesse, so meinen wir, ist es besonders er-

folgversprechend, zwischen spezifischen 

kulturellen Vermächtnissen einerseits und 

dem sozialistischen Erbe andererseits zu 

unterscheiden, und für jedes einzelne Land 

zu untersuchen, wie diese Faktoren jeweils 

zusammenwirken. Denn unserer Auffas-

sung nach kann die Wirtschaftskulturfor-

schung nur so auch einen Beitrag zur Ge-

staltung von Wirtschaftspolitik leisten. 

Heiko Pleines von der Bremer Forschungs-

stelle Osteuropa stellt den von ihm mit-

entwickelten Ansatz zur wirtschaftskul-

turellen Transformationsforschung vor. 

Dessen interdisziplinärer Charakter ma-

nifestiert sich bereits daran, dass die Bre-

mer Forscher Wirtschaftskultur als „auf 

Wirtschaft bezogene (...) Denk-, Wahrneh-

mungs- und Verhaltensmuster einer sozia-

len Gruppe“ definieren. Damit stellt eine 

eher soziologisch als ökonomisch geprägte 

Kategorie den Ausgangspunkt der Überle-

gungen dar. Gleichzeitig ist sich Pleines mit 

der Mehrheit moderner Ökonomen einig, 

wenn er der Operationalisier- und Mess-

barkeit des Einflusses kultureller Faktoren 

große Bedeutung beimisst. Seine Fallstu-

dien zur Korruption und zum Lobbyismus 

Zur kulturellen und institutionellen Dimension

des europäischen Integrationsprozesses
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belegen, wie ein solch empirisch orien-

tierter Ansatz zur Versachlichung der Dis-

kussion um die kulturelle Dimension wirt-

schaftlichen Wandels beitragen kann. 

Der in der Schweiz tätige Ökonom Ivan Ba-

ron Adamovich stellt in seinem Beitrag 

„Do Constitutions Always Matter?“ das 

Konzept des Institutionentransfers, das in 

jüngster Zeit vermehrt auf die Wandlungs-

prozesse in Ostmittel- und Osteuropa an-

gewendet wird, in den Mittelpunkt seiner 

Überlegungen. Die Grundidee besteht da-

rin, dass importierte formelle Regeln nur 

dann wirksam werden können, wenn sie 

im Nährboden informeller Verhaltensbe-

schränkungen Wurzeln schlagen. Seine 

Analyse des Verhältnisses zwischen for-

mellen Verfassungen und Verfassungs-

wirklichkeit in ausgewählten Ländern Ost-

mittel- und Osteuropas führt Adamovich 

zu dem Schluss, dass identische formelle 

Regeln zum Teil ganz unterschiedliche Wir-

kungen haben. Um die Konsequenzen der 

Übernahme formeller Regelsysteme bes-

ser prognostizieren zu können, so lautet 

sein Fazit, sollten Ökonomen bei der Ana-

lyse der Ausgangsbedingungen vermehrt 

die soziologische und politische Dimension 

einbeziehen.

Einer ähnlichen Fragestellung geht Adam 

Geršl (Tschechische Nationalbank und  

Karlsuniversität Prag) in seinem Aufsatz 

über den Einfluss der EU-Beitrittsverhand-

lungen auf formelle und informelle Institu-

tionen in der Tschechischen Republik nach. 

Zwar habe die EU, so seine These, die for-

mellen Regeln in den Beitrittsländern we-

sentlich beeinflusst. Sie habe aber kaum 

Einfluss auf die informellen Institutionen 

ausüben können, die für die Durchsetzung 

formeller Regeln von entscheidender Be-

deutung seien. Für die Tschechische Re-

publik lasse sich zeigen, dass der von der 

EU ausgeübte externe Druck nicht ausge-

reicht habe, um die importierten formel-

len Regelwerke auch durchzusetzen. Vor 

allem die überlieferten Korruptionsprak-

tiken hätten dem im Wege gestanden. 

Gleichwohl ist Geršl zuversichtlich, dass in 

der längeren Frist eine Angleichung der in-

formellen an die formellen Institutionen zu 

erwarten ist. 

Polen sei, so zitiert Piotr Pysz (Universität  

Bialystok) den Schriftsteller Witold Gom-

browicz, immer ein Land zwischen Ost und 

West gewesen, weshalb es dort nie einen 

richtigen Kapitalismus gegeben habe. Aber 

auch ein richtiger Sozialismus, fügt Pysz 

hinzu, sei in Polen nie verwirklicht wor-

den. Der Widerstand der polnischen Bevöl-

kerung gegen das oktroyierte sowjetische 

Gesellschafts- und Wirtschaftsmodell 

habe vielmehr zum Entstehen einer sozia-

listischen Mischordnung geführt. Diese 

sei zwar für den Übergang zur Marktwirt-

schaft zunächst von unschätzbarem Vor-

teil gewesen. Doch mache sich das Erbe 

der Mischordnung heute auch negativ be-

merkbar, weil es die Durchsetzung eines 

konsequenten marktwirtschaftlichen Ord-

nungsrahmens erschwere. Der Erfolg der 

populistischen Wahlversprechen der heu-

tigen rechts-nationalen Regierung müsse 

nicht zuletzt in diesem Kontext gesehen 

werden. 

In der wirtschaftskulturellen Transforma-

tionsforschung erfreut sich die Unterschei-

dung zwischen den „lateinischen“ (d. h. 

protestantischen und katholischen) und 

den „orthodoxen“ Gesellschaften Ostmit-

tel- und Osteuropas großer Beliebtheit. 

Zenonas Norkus von der Universität Vil-

nius zeigt in seinem Beitrag, wie lohnend 

es sein kann, hier genauere Differenzierun-

gen vorzunehmen. Er untersucht das signi-

fikante wirtschaftliche Nord-Südgefälle in-

nerhalb des Baltikums unter Rückgriff auf 

Max Webers Überlegungen über den Zu-

sammenhang zwischen Protestantismus 

und Kapitalismus. Sein Fazit lautet, dass 

sich eine kulturelle Hypothese, nämlich der 

positive Einfluss des so genannten Herrn-

hutertums, einer Unterströmung des Pie-

tismus, die sich im 18. Jahrhundert in Est-

land und Livland ausbreitete, empirisch 

besser bewährt als rein ökonomische Er-

klärungsansätze. 

Claudia Dathe und Uwe Dathe, die für 

mehrere Jahre in der Ukraine lebten und 

forschten, zeigen in ihrem Beitrag über 

„Kulturelle Faktoren im Ukrainischen Trans-

formationsprozess“, wie fruchtbar die Me-

thode der „partizipierenden Beobachtung“ 

für die wirtschaftskulturelle Transforma-

tionsforschung sein kann. Denn häufig 

seien es weniger die „großen“ Ereignisse, 

sondern „Randbegebenheiten, die tief ins 

politische Denken (...) der Akteure blicken 

lassen“ und so auch Aufschlüsse über zu-

künftige Entwicklungen ermöglichen. Die 

kulturelle Fragmentierung der Ukraine sei 

vor allem auf die Heterogenität der kultu-

rellen Einflüsse zurückzuführen. Gerade 

auf dem Gebiet der Bildungspolitik, das für 

den Transformationsprozess von entschei-

dender Bedeutung sei, könne vor allem ein 

intensivierter personeller und gedanklicher 

Austausch mit Westeuropa erheblich zur 

Verfestigung demokratischer und markt-

wirtschaftlicher Institutionen beitragen. 

Das entscheidende Dilemma der russi-

schen Transformation, so der Ökonom vom 

Institut für Weltwirtschaft und internatio-

nale Beziehungen Moskau, Vladimir Gut-

nik, liege darin, dass eine grundlegende 

Entscheidung über die anzustrebende 

Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 

bis auf den heutigen Tag ausstehe. Die Re-

former der frühen 1990er Jahre hätten der 

wirtschaftlichen Liberalisierung eindeu-

tig Vorrang vor politischen Reformen ein-

geräumt. In der heutigen Regierung unter 

Wladimir Putin herrsche eine eigentümli-

che Mischung aus liberalen ökonomischen 

und anti-liberalen eurasischen politischen 

Ideen vor. Notwendig sei heute eine „neue 

Aufklärung“, um die Einsicht zu verbreiten, 

dass politische und wirtschaftliche Freiheit 

nur gemeinsam zu verwirklich sind. Hierfür 

komme dem Dialog mit der EU eine ent-

scheidende Bedeutung zu.

Nils Goldschmidt, Joachim Zweynert 

(Hrsg.): Die Interaktion der ökonomischen 

Kulturen und Institutionen im erweiter-

ten Europa. Lit Verlag Münster, Hamburg, 

Dezember 2006. (Reihe: Kulturelle Ökono-

mik, Band 6)
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Die Arbeitsmarktintegration in der EU wird nach wie vor durch Grenzhemmnisse, welche die Mobilität des Faktors Arbeit behindern, ge-

prägt. Ein besonders bedeutsames Hindernis hierfür stellt die fehlende Anerkennung von Berufsabschlüssen von Arbeitsmigranten dar. Ein 

Projekt, welches das HWWI in Kooperation mit dem Hanse-Parlament, Hamburg, im Rahmen des EU-Leonardo da Vinci-Programms bear-

beitet, hat zum Ziel, die Rahmenbedingungen für die grenzüberschreitende Arbeitsmarktintegration in der Ostseeregion im Hinblick auf 

die Anerkennung von Berufsabschlüssen zu verbessern. Von Silvia Stiller und Jan Wedemeier

Arbeitskräftemobilität im Ostseeraum

Die Lissabon Strategie 2010 sieht die Erhö-

hung der Mobilität in der EU als eine der 

Voraussetzungen an, um Europa zur wett-

bewerbsfähigsten Region der Welt zu ma-

chen. Gegenwärtig sind gerade einmal 

1,5% der EU-15 Bevölkerung in einem an-

deren als ihrem Geburtsland berufstätig. 

Auch die Quote der Grenzpendler in der EU 

ist sehr gering: sie betrug nur 0,2% bis 0,3% 

aller Erwerbstätigen in der EU-15 im Jahr 

2000. Angesichts des demographischen 

Wandels und der Gefahr eines hieraus re-

sultierenden Fachkräftemangels in vielen 

europäischen Ländern hat die Intensivie-

rung der grenzüberschreitenden Arbeits-

marktintegration eine hohe Bedeutung für 

die Stärkung der Entwicklungspotentiale 

von Wirtschaftsregionen. Dies gilt auch für 

den Ostseeraum. Die ausgeprägten Dis-

paritäten der Arbeitslosenquoten weisen 

darauf hin, dass sich Arbeitskräften in un-

terschiedlichen Ländern im Ostseeraum ge-

genwärtig ganz unterschiedliche Möglich- 

keiten bieten (s. Grafik). Diese können sie 

umso besser realisieren, je geringer die 

Hindernisse für Arbeitskräfte sind, eine Ar-

beit im Ausland aufzunehmen. 

Eine der Ursachen für die geringe Arbeits-

kräftemobilität ist die fehlende gegensei-

tige Anerkennung von Berufsausbildungs-

abschlüssen der EU-Länder. Mit dieser 

Ursache befasst sich das vom Hanse-Par-

lament (w w w.hanse-parlament .de)  

initiierte Projekt „Baltic Education“, wel-

ches zur Verbesserung der Bedingungen 

für die Wanderung von Arbeitskräften im 

Ostseeraum beitragen und die Reduktion 

von Intra-EU-Mobilitätshemmnissen un-

terstützen soll. An der Pilotphase des Pro-

jekts partizipieren die Regionen Danzig, 

Hamburg, Pori und Vilnius. Im Anschluss, 

ab November 2007, wird das Projekt Re-

gionen in Dänemark, Deutschland, Est-

land, Finnland, Lettland, Litauen, Polen, 

Schweden sowie Norwegen umfassen.  

Das Projekt ist länderübergreifend konzi-

piert und verfolgt die folgenden spezifi-

schen Ziele: 1) Entwurf eines „Baltic Sea 

Region Qualification-Framework (BSR-

QF)“, mit der Absicht, eine vergleichende 

kompetenzorientierte Beschreibung der 

Ausbildungsabschlüsse in den an dem 

Projekt beteiligten Ländern zu erreichen.  

2) Entwicklung und Anwendung eines „Eu-

ropean Credit (Transfer) System for Voca-

tional Education and Training“ (ECVET) für 

den Ostseeraum, das dem „European Cre-

dit and Transfer System“ (ECTS) für den 

akademischen Bereich ähnlich ist. 3) Stär-

kung der Nutzung des „Europasses“, in 

dem die im In- und Ausland gesammelten 

Erfahrungen von Arbeitskräften dokumen-

tiert werden. 

Das Globalziel der Einführung und Nutzung 

des Europasses, des BSR-QF und des ECVET 

ist es, Transparenz, Vergleichbarkeit und 

Transferierbarkeit von Berufsausbildungs-

abschlüssen zu erreichen, dadurch die Mo-

bilität von Arbeitskräften zu erhöhen und 

die grenzüberschreitende Integration zwi-

schen den Ländern im Ostseeraum zu ver-

tiefen. Generell dürfte die Qualität der Be-

rufsausbildung von länderübergreifender 

Ausbildung profitieren. Personen mit Aus-

landserfahrungen weisen erweiterte kul-

turelle und gesellschaftliche Kompetenzen 

auf. Dies ist aus ökonomischer Perspektive 

positiv zu bewerten, weil die Verbesserung 

des sozialen und kulturellen Kapitals der 

Arbeitskräfte sich ihrerseits positiv auf Kre-

ativität, Problemlösung, Innovationen und 

Produktivität auswirken kann. Dies kann 

auch positiven Einfluss auf die Entwicklung 

der Ostseeregion haben, in der kulturelle 

Vielfalt ein spezifisches, wertvolles Stand-

ortmerkmal ist. Zudem trägt der grenz-

übergreifende Einsatz von Arbeitskräften 

zur Intensivierung von grenzüberschreiten-

den Unternehmenskooperationen bei. 

European Commission (2004): European Credits 

Transfer System for Vocational Education and Trai-

ning (ECVET), Principles and reference framework 

for implementation, Brüssel.

A. Niehbuhr, S. Stiller (2006): Integration and labour 

markets in European border regions. In: Zeitschrift 

für ArbeitsmarktForschung, Jg. 39, H. 1, S. 57-76.
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Der Aufwärtstrend bei den Rohstoffpreisen, der vor fünf Jahren begann, hält weiter an. Seit Beginn des vergangenen Jahres erhöhte sich 

der HWWI-Rohstoffpreisindex auf Dollarbasis um fast ein Fünftel; ohne Berücksichtigung von Energieträgern war die Zunahme sogar 

doppelt so stark. Von Klaus Matthies

Die Rohölpreise blieben auch nach dem 

Rückgang des Rekordniveaus im letzten 

Sommer hoch. Der Barrelpreis für Brentöl 

lag im letzten halben Jahr zumeist nahe der 

60-Dollar-Marke. Die Sorge der OPEC-Län-

der, dass ein reichliches globales Ölange-

bot einen stärkeren Preisverfall in diesem 

Jahr zur Folge haben könnte, führte in den 

vergangenen Monaten zu Produktionsein-

schränkungen. Dies stützte die Ölpreise. 

Ende März, als die Festnahme mehrerer bri-

tischer Soldaten durch den Iran eine militä-

rische Eskalation im Nahen Osten befürch-

ten ließ, erhöhten sich die Spotnotierungen 

stärker. Anschließend sorgten niedrige Ben-

zinvorräte in den USA dafür, dass die Öl-

preise bei über 60 Dollar blieben. 

Der Weltölverbrauch wird in diesem Jahr 

nach Schätzung der Internationalen En-

ergie-Agentur (IEA) um 1,8% zunehmen. 

Der größte Teil der zusätzlichen Nach-

frage kommt aus den Entwicklungsre- 

gionen, allein 30% aus China und weitere 

20% aus dem Nahen Osten. Das Ölange-

bot der Förderländer außerhalb der OPEC 

wird weiter steigen, Förderausweitun-

gen am Kaspischen Meer, in Afrika, Brasi-

lien und Russland machen die rückläufige 

Produktion etlicher Ölfelder in der Nord-

see, im Nahen Osten und in Mexiko mehr 

als wett. Der Bedarf an OPEC-Öl in diesem 

Jahr wird etwas über dem des vergange-

nen Jahres liegen, so dass die Mitgliedslän-

der ihre gegenwärtig niedrigere Förderung 

im Lauf des Jahres ausweiten müssten. Das 

HWWI erwartet, dass die OPEC dem Rech-

nung trägt, so dass die Rohölpreise sich in 

der Nähe von 60 Dollar pro Barrel bewe-

gen dürften. Im Fall größerer Lieferaus-

fälle dürften die Preise allerdings deutlich 

höher liegen. Niedrigere Ölpreise könnten 

Rohstoffe bleiben teuer

sich bei einer stärkeren Dämpfung des glo-

balen Wirtschaftswachstums ergeben.

Die Preise für Industrierohstoffe erhöh-

ten sich seit Beginn letzten Jahres um 

über 40%. Am deutlichsten war der Preis-

auftrieb an den Metallmärkten. Nicht-Ei-

sen-Metalle verteuerten sich im Laufe 

des Jahres 2006 um die Hälfte. In diesem 

Jahr waren etliche Metallnotierungen zu-

nächst rückläufig; später setzte sich der 

Anstieg jedoch fort. Der Umfang der Ver-

teuerung seit Anfang letzten Jahres ist 

sehr unterschiedlich. Er reicht von 23% 

bei Aluminium bis zu 245% bei Nickel. Für 

die teilweise extremen Preissteigerungen 

spielten neben einer verzögerten Anpas-

sung der Rohstoffproduktion an die wei-

ter steigende Nachfrage, vor allem aus 

China, auch spekulative Käufe eine Rolle. 

Im Vergleich zu Metallen haben sich agrari-

sche Rohstoffe und Nahrungsmittel insge-

samt wenig verteuert. Stärkere Preiserhö-

hungen gab es bei Getreide, vor allem bei 

Mais, sowie bei einigen pflanzlichen Ölen. 

Hier spielt die steigende Nachfrage für die 

– staatlich forcierte und subventionierte – 

Erzeugung von Biotreibstoffen eine zuneh-

mend wichtige Rolle.

Bei dem erreichten hohen Niveau der 

meisten Rohstoffe und der Aussicht auf 

eine etwas verlangsamte Expansion der 

Weltwirtschaft ist zu erwarten, dass die 

Zunahme der Nachfrage nach Rohstoffen 

sich verlangsamt. Zudem bestehen starke 

Anreize zur Ausweitung des Rohstoffange-

bots. Dies dürfte den Preisanstieg bei In-

dustrierohstoffen dämpfen. Doch selbst 

wenn die Preise in diesem Jahr nicht weiter 

steigen, läge der Indexwert für Industrie-

rohstoffe in US-Dollar im Jahr 2007 auf-

grund des jetzt erreichten Niveaus bereits 

um 15% höher als im letzten Jahr, nach  

einem Anstieg im Jahr zuvor um ein Drit-

tel. Dabei birgt das große Interesse nicht-

kommerzieller Akteure an Rohstoffen das 

Risiko größerer Korrekturen nach unten in 

sich. Andererseits können sich deutlich hö-

here Preise ergeben, wenn der Rohstoff-

hunger der Entwicklungsländer und vor 

allem Chinas größer ist als angenommen, 

oder wenn sich die Ausweitung der Pro-

duktionskapazitäten bei den Rohstoffan-

bietern verzögert. 

Aktuelle Monatsdaten und weitere Informationen un-

ter www.hwwi.org (HWWI-Rohstoffpreisindex).

Rohstoffpreisentwicklung
(Index 2000=100, US-Dollar-Basis, Monatswerte)

Quelle: HWWI-Index, Monatsdaten.
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Nickel

Zinn 107

Zink 79

Blei 70

Stahlschrott1 63

Kupfer 41

Eisenerz 30

Aluminium 23

Mais 95

245


